
 

  

S 26 AS 72/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 27
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Einkommen
Leitsätze -
Normenkette SGB II § 152 alte Fassung

1. Instanz

Aktenzeichen S 26 AS 72/17
Datum 22.02.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 27 AS 316/21
Datum 10.11.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom
22. Februar 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger dessen notwendige auÃŸergerichtliche Kosten fÃ¼r das
Berufungsverfahren in vollem Umfang zu erstatten. Im Ãœbrigen bleibt es bei der
Kostenentscheidung des Sozialgerichts. 

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand
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Â 

Mit der Berufung wendet sich der Beklagte gegen die Aufhebung eines RÃ¼ckforderungs- und

Erstattungsbescheides durch das Sozialgericht.

Â 

Mit Bescheid vom 20. Januar 2015, bzw. Ã„nderungsbescheid vom 2. Mai 2016 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 13. Juli 2016 hatte der Beklagte dem KlÃ¤ger Leistungen

nach dem Sozialgesetzbuch/Zweites Buch (SGB II) fÃ¼r den Zeitraum von Februar bis

einschlieÃŸlich Juli 2015 bewilligt. Im Oktober 2015 erfuhr der Beklagte, dass der KlÃ¤ger

EigentÃ¼mer des bebauten GrundstÃ¼ckes W in K ist. Dieses GrundstÃ¼ck war ihm mit

Schenkungsvertrag vom 3. MÃ¤rz 2015 unter Bestimmung eines sofortigen

BesitzÃ¼berganges von seiner Mutter Ã¼bereignet worden. Das GrundstÃ¼ck befindet sich in

einem Sanierungsgebiet nach Â§Â 143 BauGB. Der Beklagte ging aufgrund ihm verfÃ¼gbarer

Angaben des Gutachterausschusses und der Lage des GrundstÃ¼ckes in der Sanierungszone

4 von K von einem Bodenwert von 36,20 Euro/mÂ² aus. Hieraus errechnete er einen

GrundstÃ¼ckswert von 9.412,00 Euro und setzte den Wert des baufÃ¤lligen GebÃ¤udes mit

Null an. Den GrundstÃ¼ckswert teilte er durch sechs und stellte den so ermittelten Betrag der

von ihm angenommenen monatlichen Einnahmen dem zuvor der LeistungsgewÃ¤hrung

zugrunde gelegten monatlichen Bedarf fÃ¼r die Monate April bis einschlieÃŸlich September

2015 gegenÃ¼ber. So gelangte er zu der EinschÃ¤tzung, dass der Bedarf des KlÃ¤gers fÃ¼r

die Monate April bis einschlieÃŸlich Juli 2015 aus eigenen Mitteln gedeckt war und ein

Leistungsanspruch entfiel. Mit Bescheid vom 17. August 2016 hob der Beklagte daraufhin die

vorangegangene Leistungsbewilligung fÃ¼r den Zeitraum April bis einschlieÃŸlich Juli 2015 auf

und forderte den KlÃ¤ger zur RÃ¼ckzahlung von insgesamt 2.591,52 Euro auf. Wegen der

Einzelheiten wird auf den Bescheid Bezug genommen.

Â 

Den hiergegen erhobenen Widerspruch lieÃŸ der KlÃ¤ger unbegrÃ¼ndet. Mit

Widerspruchsbescheid vom 13. Dezember 2016 wies der Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck.

Hierbei ging er in Bezug auf den Bewilligungszeitraum Juli 2015 von einer UnzulÃ¤ssigkeit des

Widerspruches aus, weil der Monat bereits Gegenstand eines beim Sozialgericht Neuruppin

anhÃ¤ngigen Klageverfahrens war. Hinsichtlich der Monate April bis einschlieÃŸlich Juni 2015

wies der Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Wegen der Einzelheiten wird

auf den Widerspruchsbescheid Bezug genommen. 

Â 

Mit der am 11. Januar 2017 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger die Aufhebung des Bescheides

vom 17. August 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Dezember 2016
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begehrt. Mit Gerichtsbescheid vom 22. Februar 2021 hat das Sozialgericht wie folgt

entschieden â€žDie mit dem Ã„nderungs-, Aufhebungs- und Erstattungsbescheid des

Beklagten vom 17. August 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Dezember

2016 verlautbarten Aufhebungs- und ErstattungsverfÃ¼gungen werden, soweit diese den

Zeitraum vom 1. April 2015 bis zum 30. Juni 2015 betreffen, aufgehoben. Der Beklagte hat dem

KlÃ¤ger Â¾ der ihm entstandenen notwendigen auÃŸergerichtlichen Kosten des Verfahrens zu

erstatten.â€œ Hierzu hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, es habe die Klage dahingehend

ausgelegt, dass sie sich nur gegen die Aufhebung der Leistungsbewilligung und die

entsprechende RÃ¼ckforderung in Bezug auf die Monate April bis einschlieÃŸlich Juni 2015

beziehe, da der Monat Juli 2015 bereits Gegenstand des sozialgerichtlichen Verfahrens S 26

AS 1477/16 gewesen sei. Die so verstandene Klage sei auch begrÃ¼ndet. Der

streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid kÃ¶nne sich nicht auf Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II in

Verbindung mit Â§ 48 SGB X stÃ¼tzen. Danach sei ein Verwaltungsakt mit Wirkung vom

Zeitpunkt der Ã„nderung der VerhÃ¤ltnisse an aufzuheben, soweit der Betroffene eine durch

Rechtsvorschrift vorgeschriebene Mitteilung wesentlicher fÃ¼r ihn nachteiliger Ã„nderungen der

VerhÃ¤ltnisse vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig nicht vorgenommen habe oder aber nach

Erlass des Bescheides Einkommen oder VermÃ¶gen erzielt worden sei, das zum Wegfall oder

zur Minderung des Anspruches gefÃ¼hrt haben wÃ¼rde. Zwar seien diese Voraussetzungen

hier grundsÃ¤tzlich erfÃ¼llt, denn es handele sich bei dem Erhalt des GrundstÃ¼ckes um

Einkommen im Sinne des Â§ 11 Abs. 1 SGB II, welches ab dem Folgemonat des Zuwachses

(hier also ab April 2015) zu berÃ¼cksichtigen und wertmÃ¤ÃŸig auf sechs Monate zu verteilen

sei, jedoch habe der Beklagte keine konkret tragfÃ¤hige Wertermittlung angestellt, sondern sich

bei der Bezugnahme auf die Mitteilung des Gutachterausschusses letztlich auf eine reine

Vermutung gestÃ¼tzt. Eine solche kÃ¶nne jedoch eine AufhebungsverfÃ¼gung nicht tragen.

Â 

Mit der Berufung hat der Beklagte vorgebracht, das Sozialgericht sei zu Unrecht davon

ausgegangen, er habe bei der Wertermittlung lediglich eine SchÃ¤tzung vorgenommen und

â€žÃ¼ber den Daumen gepeiltâ€œ. Als Grundlage des Wertansatzes seien vielmehr

GrundstÃ¼ckswerte im Landkreis O ermittelt und fÃ¼r das hier maÃŸgebliche GrundstÃ¼ck

zutreffende Bodenrichtwerte herangezogen worden. Diese Werte wÃ¼rden auch als Grundlage

von Verkehrswertgutachten privater SachverstÃ¤ndiger genutzt. Vor diesem Hintergrund hÃ¤tte

das Gericht der Klage nicht stattgeben dÃ¼rfen, sondern ggf. eigenstÃ¤ndig Beweis erheben

mÃ¼ssen Ã¼ber den Wert des GrundstÃ¼ckes. Im Verlaufe des gerichtlichen Verfahrens habe

der Beklagte nunmehr seinerseits bei der GeschÃ¤ftsstelle des Gutachterausschusses eine

Ã¼berschlÃ¤gige Wertangabe in Auftrag gegeben. Danach betrage der GrundstÃ¼ckswert

11.000,00 Euro. Der Beklagte beantragt,

Â 
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den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom 22. Februar 2021 aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung des Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom 22.

Februar 2021 zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den gesamten Inhalt der Streitakte und des

beigezogenen Verwaltungsvorganges des Beklagten Bezug genommen. Er hat vorgelegen und

ist Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Die angegriffene Entscheidung des

Sozialgerichts erweist sich jedenfalls im Ergebnis als richtig, denn der streitgegenstÃ¤ndliche

Bescheid ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten.

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung einer Leistungsbewilligung nach dem SGB II in der hier

vorliegenden Konstellation ist Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II in Verbindung mit Â§Â 330 Abs. 3

Satz 1 SGB III und Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nummer 3. SGB X. Danach ist ein Verwaltungsakt mit

Dauerwirkung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã„nderung der VerhÃ¤ltnisse aufzuheben, soweit

nach Antragstellung oder nach Erlass des Verwaltungsaktes Einkommen oder VermÃ¶gen

erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruches gefÃ¼hrt haben

wÃ¼rde. Daran fehlt es hier indes. Einkommen ist alles das, was jemand nach der

Antragstellung wertmÃ¤ÃŸig dazu erhÃ¤lt. Hingegen ist VermÃ¶gen das, was jemand vor der

Antragstellung bereits hatte (BSG, Urteil vom 24. Juni 2020, B 4 AS 7/20 R, Rdnr. 28, juris).

MaÃŸgeblich sind insofern die im betreffenden Bewilligungszeitraum, hier also von Februar bis

Juni 2015 geltenden Vorschriften. Gem. Â§ 11 Abs. 1 SGB II in der bis zum 31. Juli 2016
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geltenden Fassung waren als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen Einnahmen in Geld oder

Geldeswert abzÃ¼glich der nach Â§ 11b SGB II abzusetzenden BetrÃ¤ge mit Ausnahme der in

Â§ 11a SGB II genannten Einnahmen. Zutreffend sind daher der Beklagte und das

Sozialgericht davon ausgegangen, dass der KlÃ¤ger durch die Ãœbertragung des

GrundstÃ¼ckes im Bewilligungszeitraum Einnahmen erzielt hat. 

Â 

Ob diese Einnahmen die vom Beklagten angenommene HÃ¶he hatten, der Beklagte also zu

Recht von einem GrundstÃ¼ckswert von 9.412,00 â‚¬ ausgegangen ist, bedarf hier keiner

Entscheidung, denn unabhÃ¤ngig von ihrer tatsÃ¤chlich anzusetzenden HÃ¶he konnten diese

Einnahmen im Bewilligungszeitraum nicht bedarfsmindernd wirken. Der wertmÃ¤ÃŸige

Zuwachs mindert erst dann den Bedarf, wenn die Einnahme dem HilfebedÃ¼rftigen

tatsÃ¤chlich zur Deckung seines Bedarfs zur VerfÃ¼gung steht, es sich also um sog. bereite

Mittel handelt. Ein Hilfesuchender darf wegen seines gegenwÃ¤rtigen Bedarfes nicht auf Mittel

verwiesen werden, die ihm erst in der Zukunft tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stehen (BSG, Urteil

vom 25. Januar 2012, B 14 AS 101/11 R, Rdnr. 22, juris). Auch wenn man mit dem Beklagten

davon ausginge, dass das vom KlÃ¤ger erlangte GrundstÃ¼ck ungeachtet des maroden

Zustandes der auf ihm befindlichen GebÃ¤ude einen Verkehrswert in HÃ¶he des reinen

Bodenwertes hÃ¤tte, so hÃ¤tte der KlÃ¤ger das im MÃ¤rz 2015 erlangte GrundstÃ¼ck nach

Ãœberzeugung des Senates keinesfalls bereits im hier relevanten Bewilligungszeitraum in einer

Weise verwerten kÃ¶nnen, dass ihm der ErlÃ¶s unmittelbar zur Bedarfsdeckung zur

VerfÃ¼gung gestanden hÃ¤tte. DafÃ¼r, dass sich das GrundstÃ¼ck kurzfristig hÃ¤tte

verpachten lassen, bieten sich keinerlei Anhaltspunkte. Einer dahingehenden Annahme steht

vielmehr der schlechte GebÃ¤udezustand entgegen. Eine VerÃ¤uÃŸerung oder Beleihung des

GrundstÃ¼ckes lieÃŸe den KlÃ¤ger nach allgemeiner Lebenserfahrung erst nach einer im

Grundbuch einzutragenden Sicherung des Erwerbers bzw. des Kreditgebers in eine Position

der VerfÃ¼gungsgewalt Ã¼ber den ErlÃ¶s kommen. DarÃ¼ber hinaus unterliegen sÃ¤mtliche

der vorgenannten Verwertungsformen eines in einem Sanierungsgebiet nach Â§ 143 BauGB

befindlichen GrundstÃ¼ckes den in Â§ 144 Abs. 1 und 2 BauGB genannten BeschrÃ¤nkungen,

bedÃ¼rfen also der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Bei einer solchen Sach- und

Rechtslage handelt es sich hier offenkundig bei dem Anfang MÃ¤rz 2015 an den KlÃ¤ger

verschenkten GrundstÃ¼ck nicht um bereite Mittel zur Deckung des von April 2015 bis Juni

2015 bestehenden Bedarfes.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gem. Â§ 160 Abs. 2 SGG sind nicht ersichtlich.
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